
  
 
 
MBJS 
Referat 45 
 
Änderungsvorschläge zu den Hinweisen für Träger von Ersatzschulen im Land 
Brandenburg zu Schulgeldregelungen und zur Einhaltung des 
Sonderungsverbotes (Stand: Februar 2025) 

Potsdam, Berlin 16. März 2026 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die AGFS im Land Brandenburg e.V. und der VDP Berlin-Brandenburg e.V.  
begrüßen die Bemühungen des MBJS Brandenburg, mit dem Dokument „Hinweise 
für Träger von Ersatzschulen im Land Brandenburg zu Schulgeldregelungen und zur 
Einhaltung des Sonderungsverbotes“ transparente und verständliche 
Orientierungshilfen für Schulträger schaffen zu wollen. Insbesondere für 
Neugründungen, aber auch für bestehende Schulen im Rahmen der Eigenevaluation 
und der Überprüfung bestehender Schulgeldregelungen stellen die Hinweise eine 
Unterstützung dar. 

Vor diesem Hintergrund möchten wir einige Anmerkungen und Änderungsvorschläge 
zu einzelnen Punkten des Dokuments unterbreiten. Ziel unserer Hinweise ist es, zur 
weiteren Klarstellung und Praxistauglichkeit der Regelungen beizutragen und damit 
sowohl für Schulträger als auch für die Verwaltung ein möglichst hohes Maß an 
Rechtssicherheit und Transparenz zu gewährleisten. 

Im Folgenden benennen wir einige Aspekte, bei denen aus unserer Sicht 
Klarstellungsbedarf besteht oder bei denen eine Präzisierung zur besseren 
Einordnung der Hinweise beitragen könnte. 

Schulen in freier Trägerschaft leisten einen wesentlichen Beitrag zur Vielfalt des 
Bildungswesens und erfüllen öffentliche Bildungsaufgaben. Die rechtlichen 
Rahmenbedingungen müssen daher so ausgestaltet sein, dass einerseits das 
Sonderungsverbot gewahrt bleibt, andererseits jedoch die wirtschaftliche 
Tragfähigkeit der Schulen sowie die verfassungsrechtlich garantierte 
Privatschulfreiheit nicht eingeschränkt werden.  

Zudem ist zu berücksichtigen, dass Schulen in freier Trägerschaft sich oft durch 
besondere pädagogische Konzepte von Schulen in öffentlicher Trägerschaft 
unterscheiden welches zudem ein wichtiger Grund der Anwahl dieser Schulen durch 
Eltern darstellt. 
 



  
Bei der Bewertung von Schulgeldregelungen ist zudem zu berücksichtigen, dass 
Ersatzschulen in Brandenburg nur einen Teil ihrer tatsächlichen Kosten durch 
staatliche Zuschüsse refinanzieren können. Schulgelder stellen daher einen 
notwendigen Bestandteil der Finanzierung dar.  
 
Restriktive Regelungen können die wirtschaftliche Tragfähigkeit von Schulen in freier 
Trägerschaft gefährden und damit auch die verfassungsrechtlich geschützte 
Privatschulfreiheit beeinträchtigen. 
 

1. Rechtscharakter der Hinweise und Einzelfallprüfung 

Die vorliegenden Hinweise stellen keine Rechtsverordnung dar. Aus unserer Sicht 
wäre es deshalb hilfreich, diesen Charakter der Hinweise auch im Dokument selbst 
ausdrücklich kenntlich zu machen. Dies gilt ebenso für den Umstand, dass im Land 
Brandenburg keine verbindlich festgelegten Werte, Tabellen oder prozentualen 
Grenzwerte zur Bestimmung zulässiger Schulgeldregelungen bestehen. Auch hier 
würde ein entsprechender eindeutiger Hinweis im Text zur Klarstellung beitragen und 
die Einordnung der Hinweise für Schulträger präzisieren. So kann auch sichergestellt 
werden, dass die Hinweise in der praktischen Anwendung nicht faktisch die Wirkung 
verbindlicher Maßstäbe entfalten. 

Die konkrete Ausgestaltung der Schulgeldregelungen erfolgt vielmehr im Rahmen 
des Genehmigungsverfahrens in Abstimmung zwischen dem MBJS und dem 
jeweiligen Schulträger. Vor diesem Hintergrund regen wir an, diesen Grundsatz der 
Einzelfallbetrachtung auch in den Hinweisen ausdrücklich zu benennen, um deutlich 
zu machen, dass die konkrete Beurteilung von Schulgeldregelungen stets unter 
Berücksichtigung der jeweiligen Rahmenbedingungen des einzelnen Schulträgers 
erfolgt. 

In diesem Zusammenhang erscheint es uns deshalb wichtig, auch den im Dokument 
eingangs formulierten Punkt zu betonen, dass die Hinweise in erster Linie der 
Orientierung der Schulträger dienen und nicht als verbindliche Vorlage für die 
Schulaufsicht zu verstehen sind. Aus unserer Sicht wäre es hilfreich, diesen 
Orientierungscharakter im Dokument an mehreren Stellen noch deutlicher 
hervorzuheben. Maßgeblich bleibt dabei unseres Erachtens, dass der jeweilige 
Schulträger im Rahmen des Genehmigungsverfahrens bestätigt, dass seine 
Schulgeldregelung mit dem Sonderungsverbot vereinbar ist. 
 

2. Verwendung des Begriffs „Existenzminimum“ 

Die Hinweise stellen an mehreren Punkten auf das steuerliche Existenzminimum ab. 
Aus unserer Sicht bedarf dieser Bezug einer präziseren Einordnung.  



  
Die steuerliche Freistellung des Existenzminimums bedeutet nicht, dass die 
Verwendung von Einkommen unterhalb dieser Grenze für Bildungszwecke 
unzulässig wäre.  
 
Vielmehr steht es grundsätzlich allen Bürgerinnen und Bürgern frei, im Rahmen ihrer 
individuellen Prioritätensetzung auch bei geringeren Einkommen Mittel für Bildung 
aufzuwenden. Eine unmittelbare Übertragung des steuerrechtlichen Begriffs des 
Existenzminimums auf die Frage der Zulässigkeit von Schulgeldregelungen erscheint 
daher rechtlich und systematisch nicht zwingend. 

Zudem würde eine konsequente Anwendung des Konzepts des „sächlichen 
Existenzminimums“ in der Praxis zu erheblichen Unklarheiten führen. So läge das 
sächliche Existenzminimum für ein Ehepaar mit zwei Kindern derzeit bei etwa 31.032 
Euro jährlich (rund 2.586 Euro monatlich). Würde dieser Wert unmittelbar als 
Maßstab für Schulgeldregelungen herangezogen, könnte daraus abgeleitet werden, 
dass für Kinder aus Haushalten unterhalb dieser Grenze kein Schulgeld erhoben 
werden dürfte. Eine solche Interpretation würde jedoch für Schulen in freier 
Trägerschaft zu existenzgefährdenden Problemen führen und entspricht nach 
unserer Einschätzung nicht der bisherigen Auslegung des Sonderungsverbotes. 

Vor diesem Hintergrund regen wir an, den Begriff des Existenzminimums in den 
Hinweisen entweder präziser rechtlich einzuordnen oder auf seine Verwendung zu 
verzichten, um Missverständnisse bei der praktischen Umsetzung zu vermeiden. 
 

3. Verfassungsrechtliche Einordnung des Sonderungsverbotes 

Aus unserer Sicht wäre es hilfreich, in den vorliegenden Hinweisen die 
verfassungsrechtlichen Maßstäbe des Sonderungsverbotes deutlicher 
hervorzuheben. Maßgeblich ist hierbei Art. 7 Abs. 4 des Grundgesetzes, der eine 
Sonderung der Schülerinnen und Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern 
untersagt. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich der Begriff der Sonderung 
verfassungsrechtlich somit auf die Besitzverhältnisse der Eltern bezieht und nicht 
unmittelbar auf deren Einkommen. Eine Gleichsetzung beider Begriffe kann daher zu 
Missverständnissen führen. Sollte im Rahmen der Hinweise auf 
Einkommensverhältnisse Bezug genommen werden, wäre aus unserer Sicht eine 
präzise rechtliche Einordnung erforderlich. 

Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts stellt zudem klar, dass 
Ersatzschulen nicht in die Situation gebracht werden dürfen, das Sonderungsverbot 
nur durch sehr niedrige Schulgelder erfüllen zu können. Gleichzeitig hat das Gericht 
betont, dass die Erhebung von Schulgeld grundsätzlich zulässig ist und auch höhere 
Schulgelder mit dem Sonderungsverbot vereinbar sein können, sofern durch 



  
wirksame Erlass- und Ermäßigungsregelungen sichergestellt wird, dass der Zugang 
zur Schule unabhängig von den wirtschaftlichen Verhältnissen der Eltern möglich 
bleibt. 

In der fachlichen Diskussion wird in diesem Zusammenhang teilweise davon 
ausgegangen, dass ein monatliches Schulgeld im Bereich von etwa 200 Euro 
regelmäßig nicht als sondernd anzusehen ist. Vor diesem Hintergrund erscheint es 
sinnvoll, die Hinweise stärker an den verfassungsrechtlichen Leitlinien auszurichten. 
 

4. Sonderungsverbot und Transparenz 

Aus dem Sonderungsverbot ergibt sich aus rechtlicher Sicht kein Transparenzverbot. 
Schulträger von Schulen in freier Trägerschaft sind daher nicht gehalten, 
Transparenz über ihre Schulgeldregelungen oder deren soziale Ausgestaltung aktiv 
zu vermeiden oder einzuschränken. Eine klare und nachvollziehbare Darstellung der 
Schulgeldsystematik kann vielmehr zur Akzeptanz und zum besseren Verständnis 
der Regelungen beitragen. Wir regen daher an, die Passage in den Hinweisen 
entsprechend anzupassen (2.2 Seite 6). 
 

5. Begriff der „Belastung von Familien mit mittleren Einkommen“ 

Die in den Hinweisen verwendete Formulierung einer möglichen „Belastung von 
Familien mit mittleren Einkommen“ erscheint aus unserer Sicht erklärungsbedürftig 
und im Kontext des Sonderungsverbotes nicht erforderlich. Maßgeblich ist in diesem 
Kontext die Sicherung der Teilhabe für Familien mit geringeren Einkommen. Eine 
Ausdehnung der Argumentation auf eine mögliche „Belastung der Mittelschicht“ führt 
hingegen zu einer inhaltlichen Erweiterung des Sonderungsbegriffs, die rechtlich 
nicht eindeutig begründet ist. Wir regen daher an, diese Formulierung ersatzlos zu 
streichen. 

In diesem Zusammenhang erscheint auch die in den Hinweisen enthaltene 
Orientierung an einem Anteil von fünf Prozent des durchschnittlichen 
Haushaltsnettoeinkommens kritisch. Die Formulierung, dass ein Schulgeld oberhalb 
dieser Schwelle grundsätzlich geeignet sei, eine Sonderung zu fördern, stellt eine 
pauschale Bewertung dar, die aus unserer Sicht einer differenzierteren Betrachtung 
bedarf. 

Die genannten Prozentwerte können in der Praxis dazu führen, dass sich faktisch 
eine Obergrenze für zulässige Schulgelder etabliert. Eine solche pauschale Grenze 
lässt sich jedoch weder unmittelbar aus dem Wortlaut des Art. 7 Abs. 4 GG noch aus 
der bisherigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ableiten. Vor diesem 
Hintergrund regen wir an, auf entsprechende pauschale Prozentwerte zu verzichten. 
 



  
 

 

6. Beispielhafte Tabellen zur Staffelung von Schulgeldern 

Am Ende des Dokuments werden Tabellen dargestellt, die eine beispielhafte 
Staffelung von Schulgeldern veranschaulichen sollen. Aus unserer Sicht ist die 
Aufnahme solcher Tabellen kritisch zu bewerten. 

Auch wenn die Tabellen ausdrücklich als Beispiele gekennzeichnet sind, besteht in 
der praktischen Anwendung die Gefahr, dass die dargestellten Modelle und 
Zahlenwerte von der Schulaufsicht als faktische Prüfmaßstäbe herangezogen 
werden. In diesem Fall würde die Handreichung über ihren intendierten Charakter als 
Orientierungshilfe hinausgehen und zu einer faktischen Normsetzung durch 
Verwaltungshinweise führen. Eine solche normative Wirkung wäre jedoch mangels 
gesetzlicher Grundlage rechtlich problematisch.  

Darüber hinaus bildet die Darstellung nicht alle in der Praxis angewandten und 
rechtlich zulässigen Modelle der Schulgeldgestaltung ab. So fehlt beispielsweise das 
Modell eines hohen Schulgeldes mit der Möglichkeit individueller Ermäßigungen auf 
Antrag.  

Vor diesem Hintergrund regen wir an, auf die Aufnahme entsprechender Tabellen in 
den Hinweisen gänzlich zu verzichten. 

Wir hoffen, dass unsere Anmerkungen und Hinweise zu einer weiteren Präzisierung 
und besseren Einordnung des Dokuments beitragen können. Über die oben 
dargestellten grundsätzlichen Punkte hinaus haben wir im beigefügten Dokument 
zudem konkrete Formulierungsvorschläge, Präzisierungen sowie einzelne 
Streichungsvorschläge direkt im Text der Hinweise kenntlich gemacht. Diese 
Ergänzungen sollen insbesondere der praktischen Anwendbarkeit und 
Nachvollziehbarkeit der Regelungen dienen. 

Für einen weiterführenden Austausch zu den angesprochenen Punkten stehen wir 
gerne zur Verfügung und würden es begrüßen, unsere Anliegen bei Bedarf auch in 
einem gemeinsamen Gespräch näher zu erläutern. 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 Holger Köhler  
 
für den Vorstand     für den Vorstand 
AGFS im Land Brandenburg e.V.  VDP Berlin-Brandenburg e.V. 

  


